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Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (773 der Beila­
gen): B'!ndesgesetz, mit dem das Verwaltungs­

genchtshofgesetz 1985 geändert wird 

Die .dem Verfa.ssungsausschuß zur Vorberatung 
zugewIesene RegIerungsvorlage schlägt eine Neu­
fassung der Bestimmungen des § 46 Abs. 1 des Ver­
waltungsgerichtshofgesetzes 1985 über die Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand vor. Damit soll der 
Rechtsauffassung des Verfassungsgerichtshofes 
Rec~nung getragen werden, der diese gesetzliche 
Besummung wegen Verstoßes gegen den Gleich­
heitssatz aufgehoben hat, da sie - zum Unter­
schied von § 146 Abs. 1 ZPO in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 135/1983 - bei Vorlie­
gen jeder Art von Verschulden der Partei an einer 
Fristversäumnis eine Wiedereinsetzung in den vori­
g.en Stand .ausschloß, wofür der Verfassungsge­
nchtshof ketne sachliche Rechtfertigung sah. 

Der Verfassungs ausschuß hat die Vorlage am 
3. Dezember 1985 in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Dr. Ne iss e r, E Im eck er und Dr.. G u ger -
bau e r sowie des Staatssekretärs Dr. 
Lös c h n a k einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes in der 
von den Abgeordneten EI m eck er, Dr. K hol 
und Dr. G u ger bau e r vorgeschlagenen Fas­
sung zu empfehlen. 

De." Khol 

Berichterstatter 

Bezüglich der im Ausschuß vorgeschlagenen Ein­
fügung eines neuen Artikels 11 führten die Antrag­
steller aus: 

Nach dem Rechtsanwaltsprüfungsgesetz soll die 
_ Regelung, wonach die Rechtsanwaltsprüfung die 
Richteramtsprüfung ersetzt, aufgehoben werden. 
Der § 11 Abs. 2 des Verwaltungsgerichtshofge­
setzes sieht vor, daß jedem Senat des Verwaltungs­
gerichtshofes wenigstens ein Mitglied angehören 
muß, das die Befähigung zum Richteramt hat. Um 
künftig jede Auslegungsschwierigkeit auszuschlie­
ßen, ist es zweckmäßig klarzustellen, daß durch die I 

geplan~e ~~derung im Rechtsanwaltsprüfungsge-
_ setz etne Anderung über. die Regelung der Be­

fähigung zum Richteramt im Verwaltungsgerichts­
hofgesetz nicht eintritt. Es werden daher auch 
künftig jene Mitglieder des Vewaltungsgerichts­
hofes, die eine Rechtsanwaltsprüfung oder eine die­
ser gleichzuhaltende Prüfung abgelegt haben, die 

. Befähigung zum Richteramt im Sinne· des § 11 
Abs. 2 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes be­
sItzen. 

Der Verfassungs ausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an g e - • ~ 
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die verfas- /. 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1985 12 03 

De. Schranz 

Obmann 
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2 793 der Beilagen 

xxx. Bundesgesetz vom :XX. :xx. XX:XX, mit 
dem das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 

geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, BGBI. 
Nr. 10, wird wie folgt geändert: 

§ 46 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Wenn eine Partei durch ein unvorhergese­
henes oder unabwendbares Ereignis - so dadurch, 
daß sie von einer Zustellung ohne ihr Verschulden 
keine Kenntnis erlangt hat - eine Frist versäumt 
und dadurch einen Rechtsnachteil erleidet, so ist 
dieser Partei auf Antrag die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand zu bewilligen. Daß der Partei 

ein Verschulden an der Versäumung zur Last liegt, 
hindert die Bewilligung der Wiedereinsetzung 
nicht, wenn es sich nur um einen minderen Grad 
des Versehens handelt." 

Artikel 11 

Personen, deren Ernennung zum Mitglied des 
Verwaltungsgerichtshofes vor dem 1. April 1986 
liegt, erfüllen durch die Rechtsanwaltsprüfung das 
Erfordernis der Befähigung zum Richteramt. 

Artikel III 

(1) Art. I dieses Bundesgesetzes tritt mit 1. Feber 
1986, Art. lImit 1. Jänner 1986 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist die Bundesregierung betraut. 
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